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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Toussaint 


Der Initiativgesetzentwurf der Fraktion der FDP 
wurde vom Plenum des Deutschen Bundestages in 
seiner 89. Sitzung am 11. November 1959 an den 
Finanzausschuß und gemäß § 96 GO an den Haus- 
haltsausschuß überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage am 9. Dezem- 
ber 1959, am 11. Mai 1960 und am 27. Oktober 1960 
behandelt. 

Der Antrag bezweckte, den Steuerfreibetrag für 
Weihnachtszuwendungen von derzeit 100 DM auf 
300 DM zu erhöhen. 

Nach § 3 Ziff. 17 des Einkommensteuergesetzes in 
der gegenwärtig geltenden Fassung sind Weih- 
nachtszuwendungen des Arbeitgebers an Arbeitneh- 
mer insoweit steuerfrei, als sie im einzelnen Fall 
insgesamt 100 Deutsche Mark nicht übersteigen. 
Dieser Freibetrag kann sich nur bei Arbeitnehmern 
auswirken, die tatsächlich eine Weihnachtszuwen- 
dung erhalten. Es kommen also alle diejenigen Ar- 
beitnehmer nicht in den Genuß der vollen Steuer- 
vergünstigung, die vom Arbeitgeber überhaupt 
keine Weihnachtszuwendung oder eine Weihnachts- 
zuwendung unter 100 DM erhalten. Um die Besser- 
stellung der Arbeitnehmer, die eine Weihnachtszu- 
wendung von ihrem Arbeitgeber erhalten, nicht 
noch zu vergrößern, hat der Finanzausschuß des 
Deutschen Bundestages dieses Mal wie auch schon 
in den vorangegangenen Jahren die Erhöhung des 


Freibetrages bei den Weihnachtszuwendungen ab- 
gelehnt. 

Der Finanzausschuß hat jedoch mit Mehrheit 
einen Antrag der Fraktion der SPD angenommen, 
durch den erreicht werden soll, daß alle lohnsteuer- 
pflichtigen Arbeitnehmer unabhängig davon, ob und 
in welcher Höhe der Arbeitgeber ihnen eine Weih- 
nachtszuwendung macht, im Weihnachtsmonat einen 
steuerlichen Vorteil erhalten. Der Arbeitgeber soll 
deshalb von den Bezügen des Arbeitnehmers im 
Monat Dezember 100 DM steuerfrei lassen können. 
Um zu verhindern, daß diese Vergünstigung einem 
Arbeitnehmer mehrmals zugute kommt, ist der 
steuerfreie Betrag nur bei den Bezügen aus einem 
ersten Dienstverhältnis und nicht bei den Bezügen 
aus einem zweiten oder weiteren Dienstverhältnis 
zu berücksichtigen. Jeder Arbeitnehmer erhält damit 
den Freibetrag nur einmal. Bei Ehegatten, die beide 
in einem Dienstverhältnis stehen, soll der steuer- 
freie Betrag jedem der arbeitenden Ehegatten ge- 
währt werden. Beim Lohnsteuer-Jahresausgleich 
und bei einer etwaigen Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer wird der steuerfreie Betrag in der gleichen 
Art und Weise berücksichtigt, wie dies auch bei an- 
deren Freibeträgen, z. B. bei dem Altersfreibetrag 
geschieht. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, den Gesetzentwurf 
in der vom Finanzausschuß vorgelegten Fassung 
anzunehmen. 


Bonn, den 27. Oktober 1960 

Dr. Toussaint 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — ■ Drucksache 1263 — in 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 27. Oktober 1960 


Der Finanzausschuß 
Neuburger Dr. Toussaint 

Vorsitzender Berichterstatter 


der 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 3 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
vom 11. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 789) 
wird wie folgt geändert: 

1. Ziffer 17 wird gestrichen. 

2. Es wird die folgende neue Ziffer 17 eingefügt: 

„17, ein Betrag von 100 Deutsche Mark der 
Bezüge, die dem Arbeitnehmer aus einem 
Dienstverhältnis — bei mehreren Dienst- 
verhältnissen aus dem ersten Dienstver- 
hältnis — im Monat Dezember zufließen 
(Weihnachts-Freibetrag) . Der Weihnachts- 
Freibetrag ist bei einer Veranlagung zur 
Einkommensteuer und beim Lohnsteuer- 
Jahresausgleich zu berücksichtigen;". 


Artikel 2 

Artikel 1 Nr. 1 gilt vom 15. November 1960 an. 
Der Weihnachts-Freibetrag nach Artikel 1 Nr. 2 
wird erstmals im Dezember 1960 gewährt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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